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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die Übergangsregelung 
für den Handel mit den mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
assoziierten überseeischen Ländern und Gebieten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 136, 

auf Empfehlung der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das AKP/EWG-Abkommen von Lome zwischen 
den Staaten Afrikas, des Karibischen Raums und 
des Pazifischen Ozeans, nachstehend AKP-Staaten 
genannt, und der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, ist am 28. Februar 1975 unterzeichnet wor- 
den. 

Bei Unterzeichnung dieses Abkomens haben die 
Gemeinschaft und die AKP-Staaten durch Brief- 
wechsel vereinbart, bestimmte Vorschriften des Ab- 
kommens über den Warenverkehr bereits ab 1. Juli 
1975 autonom anzuwenden. 

Für den Warenverkehr mit sämtlichen mit der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft assoziierten 
überseeischen Ländern und Gebieten, nachstehend 
Länder und Gebiete genannt, ist eine Übergangs- 
regelung festzulegen, wie sie für die Erzeugnisse mit 
Ursprung in den AKP-Staaten vorgesehen ist — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen in Absatz 2 die- 
ses Artikels werden Erzeugnisse mit Ursprung in 
den in Anhang 1 genannten Ländern und Gebie- 
ten frei von Zöllen und Abgaben gleicher Wir- 
kung in die Gemeinschaft eingeführt; diese Er- 
zeugnisse dürfen aber nicht günstiger als im 
Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten be- 
handelt werden. 
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Bei Anwendung der Bestimmungen im vorstehen- 
den Unterabsatz über die Behandlung, die sich 
die Mitgliedstaaten untereinander gewähren, 
werden die Zölle und Abgaben gleicher Wirkung 
nach Maßgabe der Artikel 32, 36 und 59 der 
Akte über die Beitrittsbedingungen und die An- 
passungen der Verträge nicht berücksichtigt. 

2. Für die Erzeugnises mit Ursprung in den Ländern 
und Gebieten, 

— die in der Liste des Anhangs II des Vertrags 
aufgeführt sind und einer gemeinsamen 
Marktorganisation nach Artikel 40 des Ver- 
trags unterliegen, 

— die bei der Einfuhr in die Gemeinschaft als 
Folge der Durchführung der gemeinsamen 
Agrarpolitik einer Sonderregelung unterlie- 
gen, 

gelten bei der Einfuhr in die Gemeinschaft ab- 
weichend von der allgemeinen Regelung, die 
gegenüber Drittländern Anwendung findet, die 
Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. . . . 
des Rates vom . . . über die Regelung für be- 
stimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse und Ver- 
arbeitungserzeugnisse mit Ursprung in den Staa- 
ten Afrikas, der Karibischen See und des Pazifi- 
schen Ozeans oder den überseeischen Ländern 
und Gebieten ^). 

Artikel 2 

1. Die Gemeinschaft wendet bei der Einfuhr von 
Ursprungserzeugnissen der Länder und Gebiete 
keine anderen mengenmäßigen Beschränkungen 
oder Maßnahmen gleicher Wirkung an als die- 
jenigen, die die Mitgliedstaaten untereinander 
anwenden. 

2. Absatz 1 greift jedoch nicht der Einfuhrregelung 
vor, die den in Artikel 1 Absatz 2 erster Gedan- 
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kenstrich genannten Erzeugnissen Vorbehalten 
ist. I 

3. Dieser Artikel greift nicht der Behandlung vor, ! 
die die Gemeinschaft bestimmten Erzeugnissen i 
in Anwendung der von ihr Unterzeichneten inter- ; 
nationalen Übereinkommen über diese Erzeug- I 
nisse vorbehält. 

Artikels 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen in Absatz 2 
dieses Artikels und unbeschadet der Bestimmun- | 
gen für die Karibische Gemeinschaft werden die 
Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft 1 
und in den übrigen Ländern und Gebieten grund- , 
sätzlich frei von Zöllen und Abgaben gleicher | 
Wirkung sowie frei von mengenmäßigen Be- 
schränkungen in jedes Land oder Gebiet einge- 
führt. 

2. Die zuständigen Behörden eines Landes oder Ge- 
bietes können Zölle und Abgaben gleicher Wir- 
kung beibehalten oder einführen, die den Erfor- 
dernissen der Entwicklung des betreffenden Lan- ; 
des oder Gebietes entsprechen, der Finanzierung ' 
seines Haushaltes dienen oder zur Behebung von 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten erforderlich sind. 
Als Erfordernisse der Entwicklung eines Landes 
oder Gebietes gelten solche, die sich ergeben aus i 

— der Durchführung von Programmen zur wirt- 
schaftlichen Entwicklung; ! 

— Abkommen über regionale wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit, namentlich wenn hierdurch 
zwischen einem oder mehreren Drittländern 
in der gleichen geographischen Zone mit ver- i 
gleichbarem Entwicklungsstand Zollunionen 
oder Freihandelszonen gegründet werden 
oder beabsichtigt sind; 

— der Notwendigkeit, ihre Zahlungsbilanz aus- 
zugleichen; 

— der Notwendigkeit, das Wachstum ihrer Aus- 
fuhrerlöse zu gewährleisten. 

A r t i k e 1 4 

Die Artikel 2 und 3 stehen Einfuhr-, Ausfuhr- und ; 
Durchfuhrverboten oder -beschränkungen nicht ent- 
gegen, die aus Gründen der Öffentlichen Sittlichkeit, 
Ordnung und Sicherheit, zum Schutz der Gesundheit 
und des Lebens von Menschen, Tieren und Pflanzen, 
des nationalen Kulturgutes von künstlerischem, 
geschichtlichem oder archäologischem Wert oder des 
gewerblichen und kommerziellen Eigentums gerecht- 
fertigt sind. 


Diese Verbote oder Beschränkungen dürfen jedoch 

weder ein Mittel zur willkürlichen Diskriminierung 

noch eine verschleierte Beschränkung des Handels 

darstellen. 

Artikel 5 

1. Die von den Ländern und Gebieten angewandte 
Handelsregelung darf zu keiner unterschiedlichen 
Behandlung der Mitgliedstaaten, der Länder und 
Gebiete führen. 

2. Zur Förderung der regionalen Zusammenarbeit 
darf ein Land oder Gebiet entgegen den Bestim- 
mungen in Absatz 1 auf bestimmte andere Län- 
der und Gebiete eine günstigere Regelung an- 
wenden als auf die Gemeinschaft. 

3. Falls Länder oder Gebiete Artikel 4 oder 5 an- 
wenden und Zölle und Abgaben gleicher Wir- 
kung sowie mengenmäßige Beschränkungen und 
Maßnahmen gleicher Wirkung ganz oder teil- 
weise beibehalten oder einführen, so können die 
anderen Länder und Gebiete ganz oder teilweise 
davon Abstand nehmen, die Regelung, die sie 
gegenüber der Gemeinschaft anwenden, auch auf 
diese Länder und Gebiete anzuwenden. 

Artikel 6 

1. Die Bestimmung des Begriffs „Ursprungserzeug- 
nisse'' zur Durchführung der Vorschriften dieses 
Kapitels sowie die entsprechenden Verfahren für 
die verwaltungsmäßige Zusammenarbeit sind im 
Anhang 2 dieser Verordnung festgelegt. 

2. Der Rat erläßt einstimmig auf der Grundlage 
einer Empfehlung der Kommission Änderungen 
des in Absatz 1 genannten Anhangs. 

3. Soweit der Begriff „Ursprungserzeugnisse" für 
ein bestimmtes Erzeugnis noch nicht in Durch- 
führung von Absatz 1 oder 2 festgelegt ist, wen- 
den die Gemeinschaft sowie die zuständigen Be- 
hörden der Länder und Gebiete weiterhin ihre 
eigene Regelung an. 

Artikel 7 

1. Treten infolge der Durchführung der Bestimmun- 
gen dieses Kapitels in einem Wirtschaftsbereich 
der Gemeinschaft oder eines oder mehrerer Mit- 
gliedstaaten ernste Störungen auf, oder wird die 
äußere finanzielle Stabilität dieser Staaten beein- 
trächtigt, oder tauchen Schwierigkeiten auf, wel- 
che die wirtschaftliche Lage eines Gebiets der 
Gemeinschaft verschlechtern können, so kann die 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 26. Mai 1975 - 1/4 - 680 70 ~ E - Lä 2/75: 

Die Empfehlung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. Mai 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu der genannten Kommissionsempfehlung ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Kommission nach dem Verfahren im Anhang 3 
die erforderlichen Schutzmaßnahmen treffen oder j 
den betreffenden Mitgliedstaat zu derartigen : 
Maßnahmen ermächtigen. 

2. Treten bei Anwendung dieses Kapitels in einem 
Wirtschaftsbereich eines Landes oder Gebietes i 
ernste Störungen auf oder könnten hierdurch | 
auftreten, oder wird die äußere finanzielle Stabi- 
lität dieses Landes oder Gebietes hierdurch be- 
einträchtigt, so können die zuständigen Behör- j 
den dieses Landes oder Gebietes die erforder- 
lichen Schutzmaßnahmen treffen. ^ 

Diese Maßnahmen sowie die Einzelheiten ihrer ■ 
Durchführung werden der Kommission von der j 
Französischen Republik, dem Königreich der Nie- 
derlande und dem Vereinigten Königreich - je- 
weils für ihren Bereich - unverzüglich bekannt- i 
gegeben. j 

Die Kommission unterrichtet die übrigen Mit- | 


gliedstaaten. Auf Antrag eines Mitgliedstaates 
oder der Kommission finden im Rat Konsultatio- 
nen über diese Maßnahmen statt. 

3. Bei der Durchführung der Absätze 1 und 3 sind 
vorzugsweise Maßnahmen zu wählen, die das 
Funktionieren der Assoziation und der Gemein- 
schaft so wenig wie möglich stören. Diese Maß- 
nahmen dürfen nicht über das zur Behebung der 
aufgetretenen Schwierigkeiten unbedingt erfor- 
derliche Maß hinausgehen. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1975 in Kraft. Sie 
gilt bis zum Inkrafttreten der Verordnung über die 
Assoziation der überseeischen Länder und Gebiete 
mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang 1 

Liste der Länder und Gebiete im Sinne 
der vorliegenden Verordnung des Rates 

1 . Niederlande 
— • Surinam 

— Niederländische Antillen 

(Aruba, Bonaire, Curagao und Sankt Martin, 
Saba, Sankt Eustatius) 

2. Frankreich 

— St. Pierre et Miquelon 
— Komoren 

— Afar- und Issa-Territorium 
— Neukaledonien und Nebengebiete 
— Wallis und Futuna 
— FranzÖsisch-Polynesien 

— französische australe und antarktische Gebiete 

3. Vereinigtes Königreich 
— Belize 

— Bermuda 
— Brunei 

— assoziierte Staaten des Karibischen Meeres: 
Antigua, Dominica, Santa Lucia, Sankt Vin- 
cent, Sankt Christoph, Nevis, Anguilla 

— Kaiman-Inseln 

— Falkland-Inseln und Nebengebiete 
— Gilbert- und Ellice-Inseln 

— südliche und zentrale Linie-Inseln 
— Britische Salomonen 

— Turks- und Caicos-Inseln 

— britische Jungferninseln 
— ■ Montserrat 

— Pitcairn 

— Sankt Helena und Nebengebiete 
— Seychellen 

— britisches Antarktisgebiet 

— britische Gebiete im Indischen Ozean 

4. Britisch-französisches Kondominium der Neuen 
Hebriden 


Anhang 2 

Begriffsbestimmung der „Ursprungserzeugnisse“ 
und Verfahren für die verwaltungsmäßige 
Zusammenarbeit 

Dieser Anhang wird zusammen mit der Empfehlung 
für eine Verordnung des Rates über die Assoziation 
der überseeischen Länder und Gebiete übermittelt. 


Anhang 3 

Anwendung von Artikel 7 der Verordnung 

Artikel 1 

1. Die Kommission kann auf Antrag eines Mitglied- 
staats oder nach eigenem Ermessen beschließen, 
gegenüber den Ursprungserzeugnissen der Län- 
der und Gebiete Schutzmaßnahmen der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft nach Maßgabe von 
Artikel 7 der Verordnung anzuwenden, nament- 
lich durch eine völlige oder teilweise befristete 
Aussetzung der Zoll- und sonstigen Maßnahmen, 
die in der Verordnung zugunsten der Länder 
und Gebiete vorgesehen sind. 

Liegt der Kommission ein Antrag eines Mitglied- 
staates vor, so befindet sie innerhalb von drei 
Werktagen nach Eingang des Antrags über die- 
sen Antrag. 

Die Schutzmaßnahmen werden den Mitgliedstaa- 
ten mitgeteilt und sind sofort anwendbar. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann den Rat mit der von 
der Kommisison getroffenen Maßnahme inner- 
halb von zehn Werktagen nach dem Tag der Mit- 
teilung durch die Kommission befassen. Der Rat 
tritt unverzüglich zusammen. Er kann die betref- 
fende Maßnahme mit qualifizierter Mehrheit än- 
dern oder aufheben. 

Artikel 2 

1. Unbeschadet von Artikel 1 kann die Kommission 
einen Mitgliedstaat zur Behebung der in Artikel 7 
der Verordnung genannten Störungen oder 
Schwierigkeiten ermächtigen, Schutzmaßnahmen 
zu treffen. 

Liegt der Kommission ein Antrag dieses Mit- 
gliedstaats vor, so beschließt sie innerhalb von 
drei Werktagen nach Eingang des Antrags. 

Der Beschluß der Kommission wird aleln Mit- 
gliedstaaten bekanntgegeben, 

2. Jeder Mitgliedstaat kann den Rat mit dem Be- 
schluß der Kommission innerhalb von zehn 
Werktagen nach der Bekanntgabe durch die Kom- 
mission befassen. Der Rat tritt unverzüglich zu- 
sammen. Er kann den Beschluß der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit ändern oder aufhe- 
ben. 

Artikel 3 

1. Unbeschadet von Artikel 2 können der oder die 
betroffenen Mitgliedstaaten in dringenden Fäl- 
len mengenmäßige Einfuhrbeschränkungen ein- 
führen. Sie teilen diese Maßnahmen unverzüg- 
lich der Kommission und den anderen Mitglied- 
staaten mit. 

Die Kommission entscheidet im Wege eines 
Dringlichkeitsverfahrens und binnen einer Frist 
von fünf Arbeitstagen nach der in Unterabsatz 1 
vorgesehenen Notifizierung, ob die Maßnahmen 
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aufrechtzuerhalten, zu ändern oder aufzuheben 
sind. 

Die Entscheidung der Kommission wird allen 
Mitgliedstaaten notifiziert. Sie ist unverzüglich 
durchzuführen. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann den Rat über die Ent- { 
Scheidung der Kommission binnen einer Frist von | 
zehn Arbeitstagen nach ihrer Notifizierung un- | 
terrichten. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. ! 
Er kann die Entscheidung der Kommission mit | 
qualifizierter Mehrheit ändern oder aufheben. 

Die Entscheidung der Kommission ist ausgesetzt, 
wenn der Mitgliedstaat, der Maßnahmen gemäß 
Absatz 2 getroffen hat, den Rat damit befaßt. 
Diese Aussetzung endet am dreißigsten Tag, 
nach dem der Rat befaßt worden ist, wenn dieser 
die Entscheidung der Kommission inzwischen 
nicht geändert oder aufgehoben hat. 

3. Zur Anwendung dieses Artikels sind vorzugs- 
weise Maßnahmen zu wählen, die den Gemein- 
samen Markt am wenigsten stören. 

Artikel 4 

1. Die Anwendung der im Vertrag, insbesondere 
in Artikel 108 und 109, vorgesehenen Schutz- 
klauseln nach den hier vorgesehenen Verfahren 
wird durch Artikel 1 und 2 nicht beeinträchtigt. 

2. Diese Verordnung steht der uneingeschränkten 
Anwendung der Verordnungen über die gemein- 
same Organisation der Agrarmärkte nicht ent- 
gegen. Artikel 2 findet keine Anwendung auf 
die unter diese Verordnungen fallenden Erzeug- 
nisse, 


Anhang 4 

Artikel 1 der Verordnung 

Die Zölle, die nach Artikel 38 der Akte über die 
Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der Ver- 
träge vorübergehend beibehalten werden, bleiben 
allgemein anwendbar, ohne daß Artikel 1 Absatz 1 
der Verordnung eine Ausnahme darstellen kann. 


Anhang 5 

Artikel 2 der Verordnung 

Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung berührt weder 
mengenmäßige Beschränkungen noch die Sonder- 


regelung für die Einfuhr von Kraftfahrzeugen und 
die Kraftfahrzeug-Montageindustrie in Irland, die 
Gegenstand der Protokolle Nr. 6 und 7 zur Akte 
über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen 
der Verträge sind. 


Anhang 6 

Rum 

1 . Bis zum Inkrafttreten einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Alkohol werden die Waren der 
Tarifstelle 22.09.C.I. mit Ursprung in den Län- 
dern und Gebieten zollfrei zur Einfuhr in die Ge- 
meinschaft zugelassen, und zwar unter Bedingun- 
gen, die eine Entwicklung der traditionellen Han- 
delsströme zwischen den Ländern und Gebieten 
und der Gemeinschaft einerseits und zwischen 
den Mitgliedstaaten andererseits gestatten. 

2. a) Zur Anwendung von Absatz 1 setzt die Ge- 

meinschaft abweichend von Artikel 2 Ab- 
satz 1 der Verordnung jährlich die Mengen 
fest, die zollfrei eingeführt werden können; 
sie legt dabei die größten jährlichen Mengen 
zugrunde, die aus den Ländern und Gebieten 
im Laufe der letzten drei Jahre, für die Sta- 
tistiken vorliegen, in die Gemeinschaft ein- 
geführt worden sind, zuzüglich einer jähr- 
lichen Wachstumsrate von 13 v. H. 

b) Falls die Anwendung des vorstehenden Un- 
terabsatzes die Entwicklung eines traditionel- 
len Handelsstroms zwischen den Ländern und 
Gebieten und einem Mitgliedstaat behindert, 
ergreift die Gemeinschaft geeignete Abhilfe- 
maßnahmen. 

c) Sollte der Verbrauch von Rum in den Mit- 
gliedstaaten erheblich zunehmen, so verpflich- 
tet sich die Gemeinschaft, den in diesem An- 
hang festgelegten jährlichen Erhöhungspro- 
zentsatz erneut zu prüfen. 

d) Die Gemeinschaft erklärt sich ferner bereit, 
zusammen mit den zuständigen Behörden 
der betreffenden Länder und Gebiete Maß- 
nahmen ausfindig zu machen, die eine Aus- 
weitung der Rumverkäufe dieser Länder und 
Gebiete auf den nicht traditionellen Märkten 
ermöglichen könnten. 
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Mitteilung der Kommission an den Rat 

In ihrer vorangegangenen Mitteilung über die Asso- 
ziation der überseeischen Länder und Gebiete (ÜLG) 
(KOM(75) 133 endg. vom 3. April 1975) empfahl die 
Kommission dem Rat die Annahme einer Verord- 
nung, welche die baldige Assoziation der ÜLG vor- 
sieht, damit diese ab 1. Juli 1975 als Grundlage für 
die handelspolitische Übergangsregelung zwischen 
der Gemeinschaft und den ÜLG dienen kann. 
Angesichts der Nähe dieses Termins hält es die 
Kommission für notwendig, dem Rat für die ÜLG 
folgende Vorschläge zu unterbreiten; 

1. Bezüglich der handelspolitischen Übergangsrege- 
lung schlägt die Kommission dem Rat vor, die im 
Anhang beigefügte Empfehlung für eine Verord- 
nung anzunehmen. Diese Empfehlung übernimmt 
die Handelsbestimmungen des Dokuments KOM(75) 
133 endg. mit folgenden Änderungen: 

— Artikel 4 und 5 werden zusammen zu Artikel 3; 
die Karibische Gemeinschaft wird namentlich im 
ersten Unterabsatz dieses Artikels erwähnt. Die 
Kommission schlägt auch vor, daß diese neue 
Fassung im endgültigen Beschluß beibehalten 
wird. 

— Aus Gründen der Übereinstimmung mit der vor- 
weggenommenen Anwendung der den Waren- 
verkehr betreffenden Bestimmungen des Abkom- 
mens von Lome würden die in Artikel 8, 9 und 1 1 
der Kommissionsempfehlung für die endgültige 
Regelung vorgesehenen Bestimmungen nicht in 
die Übergangsregelung übernommen. Gleich- 
wohl können die betreffenden Mitgliedstaaten 
entsprechende Verpflichtungen eingehen, die im 
Ratsprotokoll niedergelegt würden. 

— Anhang 2 der Verordnung über den Ursprung 
entspricht dem Anhang der Empfehlung der Kom- 
mission für die endgültige Regelung. 

— Anhang 3 der Verordnung über die Schutzmaß- 
nahmen wird durch Bestimmungen über die So- 
fortmaßnahmen ergänzt. Die Kommission unter- 
breitet denselben Vorschlag für die endgültige 
Regelung. 

2. Bezüglich der von den ÜLG ausgeführten EGKS- 
Erzeugnisse schlägt die Kommission vor, daß der 
„Entwurf eines Beschlusses der im Rat vereinigten 


Vertreter der Mitgliedstaaten der EGKS", der für 
die AKP-Länder eine Übergangsregelung vorsieht, 
j wie folgt geändert wird: 

— Im Titel ist einzufügen: . . . und den mit der 
Gemeinschaft assoziierten überseeischen Ländern 
und Gebieten. 

— Vor: „im Einvernehmen mit der Kommission" ist 
folgender Erwägungsgrund einzufügen: 

Die Verordnung (EWG) . . . des Rates vom . . . 
betreffend die Übergangsregelung für den Handel 
mit den mit der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft assoziierten Ländern und Gebieten, 
nachstehend Länder und Gebiete genannt, gilt 
nicht für die Erzeugnisse, die unter die Zustän- 
digkeit der Europäischen Gemeinschaft für Koh- 
le und Stahl fallen; die Assoziationsregelung ist 
jedoch bereits in der derzeitigen übergangs- 
' phase auf diese Erzeugnisse auszudehnen. 

— In Artikel 1 ist nach . . . den AKP-Staaten oder 
den Ländern und Gebieten einzufügen. 

— In Artikel 2 ist nach . . . „Warenverkehr" einzu- 
fügen: und für die Anwendung der Verordnung 
(EWG) Nr. . . . des Rates vom . . . betreffend 
die Übergangsregelung für den Handel mit den 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft asso- 
ziierten Ländern und Gebieten. 

3. Bezüglich der unter die gemeinsame Agrarpolitik 
I fallenden und von den ÜLG ausgeführten Erzeugnis- 
; se schlägt die Kommission vor, die Anführungszei- 
i chen bei den Angaben betreffend die ÜLG in dem 
Verordnungsvorschlag zu streichen, den sie dem Rat 
I über die Regelung für bestimmte landwirtschaftliche 
Erzeugnisse und Verarbeitungserzeugnisse mit Ur- 
I Sprung in den AKP-Staaten oder den ÜLG gesondert 
I übermittelt hat, 

! Obgleich eine Stellungnahme des Europäischen Par- 
: laments nicht erforderlich ist, hält es die Kommission 
! für angebracht, daß das Parlament zu der Empfeh- 
lung für eine Verordnung betreffend die Übergangs- 
regelung für den Handel mit den ÜLG gehört wird. 

Finanzielle Auswirkungen 

I Ausgehend von dem Handelsvolumen der Jahre 1971 
I und 1972 und der Anwendung des GZT würden jähr- 
' lieh Zölle in Höhe von 6 bis 8 Millionen Rechnungs- 
i einheiten nicht erhoben. 
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